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Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Baukostenentwicklung und 
ihre Auswirkungen auf den sozialen Wohnungsbau 

— Drucksache VI/1189 — 


Die Bundesregierung hat bereits im April in ihrer 
Antwort auf die Große Anfrage der Fraktion der 
CDU/CSU (Drucksache VI/716) eingehend zu den 
Problemen Stellung genommen, die sich für den so- 
zialen Wohnungsbau aus der allgemeinen konjunk- 
turellen Entwicklung und ihren Ausstrahlungen auf 
die Baupreise ergeben haben. Wer im Interesse der 
Wiedergewinnung der Preisstabilität immer wieder 
eine stabilitätsgerechte Ausgabenpolitik fordert, 
muß es hinnehmen, wenn sich aufgrund einer kon- 
junkturgerechten Förderungspraxis im sozialen 
Wohnungsbau zeitweise ein Rückgang der Bewilli- 
gungen ergibt. 

Die Bundesregierung hat andererseits jedoch kei- 
nen Zweifel daran gelassen, daß sie nicht gewillt 
ist, einen anhaltenden Rückgang des sozialen Woh- 
nungsbaues hinzunehmen. Sie hat deshalb im Haus- 
haltsplan 1971 und im Finanzplan dafür Vorsorge 
getroffen, daß der soziale Wohnungsbau nach dem 
Abklingen der Überbeanspruchung des Leistungs- 
potentials der Wirtschaft im notwendigen Umfang 
fortgeführt werden kann. Dem dient das langfristige 
Wohnungsbauprogramm. Die Zielvorstellung des 
langfristigen Wohnungsbauprogramms, in den näch- 
sten fünf Jahren durchschnittlich jeweils 200 000 bis 
250 000 Wohnungen und Heimplätze im sozialen 
Wohnungsbau zu fördern, wird dabei allerdings nur 
erreicht werden können, wenn auch die Länder zu- 
sätzliche Anstrengungen für den sozialen Woh- 
nungsbau unternehmen. 

Die Bundesregierung hat im übrigen im Rahmen 
ihrer „Initiativen zur Begrenzung des Mietanstiegs" 
(vgl. Bulletin des Presse- und Informationsamtes der 
Bundesregierung vom 1. September 1970) eine Reihe 
von bautechnischen, bauwirtschaftlichen, rechtlichen 
und organisatorischen Maßnahmen eingeleitet, die 
dem Baukostenanstieg entgegenwirken sollen. Ge- 
rade im Wohnungsbau werden längst nicht alle Ra- 
tionalisierungsmöglichkeiten genutzt. Bei konse- 
quenter Anwendung moderner Fertigungsmethoden 
und bei rationeller Baugestaltung von der Planung 
bis zur Bauausführung könnten zweifellos Einspa- 
rungen erzielt werden. Durchgreifende Erfolge in 
dieser Richtung setzen allerdings strukturelle Ver- 
änderungen sowohl in der auftraggebenden Woh- 
nungswirtschaft als auch in der auftragnehmenden 
Bauwirtschaft voraus. Auch die Wohnungsbaupolitik 
wird diesen strukturellen Erfordernissen Rechnung 
tragen müssen. Sie wird hierzu einen langfristigen 
Umstellungs- und Anpassungsprozeß in Gang zu 
setzen haben. Daneben wird die Bundesregierung 
auf eine Ausweitung des Baiileistungsangebots 


durch Heranziehung ausländischer Baufirmen, durch 
Einfuhrerleichterungen sowie durch verstärkte Nut- 
zung der Möglichkeiten des Winterbaues hinwirken. 
Durch Koordinierung der Bauabsichten der öffent- 
lichen Hand und der größeren mit öffentlichen Mit- 
teln geförderten Baumaßnahmen sollen ferner saiso- 
nale und regionale Spannungen möglichst ausge- 
schlossen werden. 

Im einzelnen beantwortet die Bundesregierung 
die Fragen wie folgt: 

Frage 1 

Wie beurteilt die Bundesregierung die weitere 
Entwicklung der bis heute gegenüber dem Vor- 
jahr exorbitant gestiegenen Baukosten? Hält 
die Bundesregierung an ihrer Auffassung, die 
sie in der Beantwortung der Großen Anfrage 
zur Wohnungsbaupolitik (Drucksache VI/716) ge- 
äußert hat, fest, daß sich der Baupreisanstieg ab 
Februar 1970 zunehmend abschwächen wird? 

Wie jeder Preisindex gibt auch der Baupreisindex 
nur über die durchschnittliche Entwicklung der beob- 
achteten Preise im ganzen Bundesgebiet Auskunft. 
Höheren Steigerungsraten in Zentren mit besonders 
drängender Nachfrage nach Bauleistungen stehen 
unterdurchschnittliche Steigerungsraten in Gebieten 
mit schwächerer Baunachfrage gegenüber. 

Der Preisindex für Bauleistungen an Wohngebäu- 
den ist in der Zeit von August 1969 bis August 1970 
um 16,9 V. H. gestiegen. Von Mai bis August 1970 
betrug der Anstieg des Indexes noch 1,5 v. H., das 
ist die niedrigste Steigerungsrate in einem Quartal 
seit Anfang 1969. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die 
Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU zur Woh- 
nungsbaupolitik (Drucksache VI/716) die Auffassung 
vertreten, der Baupreisanstieg werde sich im Ver- 
laufe der auf den Februar 1970 folgenden 12 Monate 
zunehmend abschwächen. Diese Erwartung ist durch 
die zwischenzeitlich bekanntgewordenen statisti- 
schen Daten voll bestätigt worden. Nachdem der 
Preisindex für Bauleistungen an Wohngebäuden von 
November 1969 bis Februar 1970 um 6,2 v. H. ge- 
stiegen war, schwächte sich dieser Anstieg im Vier- 
teljahr Februar bis Mai 1970 auf 4,7 v. H. ab und 
betrug im Zeitraum Mai bis August 1970 — wie be- 
reits erwähnt — nur noch 1,5 v. H. 

Die durch die statistischen Daten bestätigte Be- 
ruhigung der Baupreise dürfte auch in den nächsten 
Monaten anhalten. Nach dem Baukonjunkturtest des 
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IFÜ-Instituts deuten die Unternehmererwartungen 
über die Baupreisentwicklung in den nächsten 
3 Monaten darauf hin, daß mit einer weiteren Ab- 
schwächung des Anstiegs der Wohnungsbaupreise 
gerechnet werden kann. Während im Februar 1970 
von den zum IFO-Konjunkturtest meldenden Firmen 
84 V. H. steigende Baupreise und keine Firma fal- 
lende Baupreise erwartet hatte, rechneten im August 
1970 nur noch 19 v. H. der Firmen mit steigenden, 
dagegen 7 v. H. mit fallenden Baupreisen im Woh- 
nungsbau; der Rest erwartete unveränderte Preise. 
Diese Entwicklung hat sich von Februar 1970 bis 
August 1970, für den die letzten verfügbaren Zahlen 
vorliegen, kontinuierlich vollzogen wie die folgende 
Tabelle zeigt: 

Ergebnisse des IFO-Konjunkturtests 
über die Baupreiserwartungen der Firmen 
für die nächsten drei Monate 


!' 



V. H.-Satz der Firmen, die 

Saldo ! 

Monat 

stei- 

gende 

unver- 

än- 

derte 

fal- 

lende 

aus ' 

Spal- 
ten 2 


Preise erwarten 

und 4 

1 

2 

3 

4 

5 

Januar .... 

68 

31 

1 

+ 67 

Februar .... 

84 

16 


00 

März 

; 1 

70 

29 

1 

+ 69 

■ 1 

April 

64 

36 

— 

+ 64 

Mai 

39 

58 

3 

+ 36 

1 Juni 

26 

73 

1 

+ 25 

Juli 

1 

17 

79 

4 

+ 13 

i August .... 

1 

19 

74 

7 

+ 12 


Zur Entspannung der Preissituation wird auch der 
kräftige Rückgang der Baustahlpreise beitragen, der 
auf ein verstärktes ausländisches Angebot und einen 
Abbau der Händlerlager im Hinblick auf erwartete 
Auswirkungen der konjunkturellen Dämpfungsmaß- 
nahmen zurückzuführen ist. 


Frage 2 

Welche konkreten Maßnahmen will die Bundes- 
regierung insbesondere zur Eindämmung der 
noch ständig steigenden Bau- und Finanzie- 
rungskosten auf dem Wohnungsmarkt ergrei- 
fen? 

Wie sich aus der Antwort der Bundesregierung 
auf die Große Anfrage der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion betr. Wirtschafts- und Konjunkturpolitik 
ergibt, liegen bereits Anzeichen für eine allmäh- 
liche Entspannung vor. Die von der Bundesregierung 
und von der Deutschen Bundesbank getroffenen all- 
gemeinen Dämpfungsmaßnahmen dürften in den 
kommenden Monaten die Fortsetzung von Preis- 
steigerungen mehr und mehr erschweren. Diese all- 
gemeine Entspannung wird sich auch auf den Bau- 


sektor auswirken. Deshalb hält die Bundesregierung 
z. Z. weitere Maßnahmen zur Dämpfung der Bau- 
konjunktur nicht für erforderlich. Die Bundesregie- 
rung ist im übrigen im Rahmen der bereits genann- 
ten Initiativen zur Begrenzung des Mietanstiegs be- 
müht, das Angebot an Bauleistungen durch ver- 
stärkte Rationalisierung, durch weitere Heranzie- 
hung ausländischer Baufirnien und durch die Erleich- 
terung der Einfuhr von Holzfertighäusern und Be- 
tonfertigteilen auszuweiten. 

Gerade im Bausektor brauchen jedoch Anpas- 
sungen Zeit. Die letzte Rezession hat gezeigt, welche 
Auswirkungen eine zu starke und zu lang anhal- 
tende Dämpfung der Baunachfrage haben kann. Die 
Bundesregierung hat deshalb darauf zu achten, daß 
es im Bausektor nicht zu einer konjunkturellen Über- 
steuerung kommt. 

Die Entwicklung der Finanzierungskosten hängt 
von der weiteren Entwicklung auf dem Geld- und 
Kapitalmarkt ab. Auch hierzu hat die Bundesregie- 
rung bereits in ihrer Antwort auf die Große Anfrage 
der Fraktion der CDU/CSU zur Wirtschafts- und 
Konjunkturpolitik Stellung genommen. 

Was speziell die Wohnungsbaufinanzierung an- 
langt, sollte nicht außer Acht gelassen werden, daß 
die Bausparfinanzierung, die vor allem bei Eigen- 
tumsmaßnahmen eine maßgebliche Rolle spielt, von 
dem Auf und Ab der Finanzierungskosten am offe- 
nen Kapitalmarkt im wesentlichen unberührt bleibt. 

Frage 3 

Wie gedenkt die Bundesregierung angesichts 
der Kostensituation den Bau von zusätzlich 
100 000 öffentlich geförderten Wohnungen pro 
Jahr zu ermöglichen? 

Frage 4 

In welchem Umfang werden von der im Haus- 
haltsjahr 1971 und in der mittelfristigen Finanz- 
planung bis 1974 zusätzlich angekündigten Bun- 
desmittel durch die gegenwärtig hohen Bau- 
preissteigerungen absorbiert? 

Die Bundesregierung verfolgt mit dem langfristi- 
gen Wohnungsbauprogramm das Ziel, im Laufe der 
nächsten fünf Jahre im Schnitt zusätzlich jährlich 

50 000 Wohnungen im öffentlich geförderten sozia- 
len Wohnungsbau (Sozialprogramm) 

und 

50 000 Wohnungen in einem zusätzlichen, auf regio- 
nale Schwerpunkte ausgerichteten Programm 
(Regionalprograinm) mit einer neuen Förde- 
rungsmethode 

zu fördern. Außerdem sollen jährlich 50 000 Alt- 
bauwohnungen mit Hilfe von Bundesmitteln moder- 
nisiert werden. 

Die Förderung von zusätzlich 50 000 Wohnungen 
des öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbaues 
setzt eine erhebliche finanzielle Beteiligung der Län- 
der voraus. Die Bundesregierung geht davon aus, 
daß die Länder die Mittel für den sozialen Woh- 
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nungsbau im Rahmen ihrer Haushalts- und Finanz- 
pläne ebenfalls weiter verstärken. Sie werden sich, 
ebenso wie der Bund, darauf einstellen müssen, daß 
sich der kostenbedingte Teil der Baupreissteigerun- 
gen kaum mehr rückgängig machen lassen wird. Der 
Bund hat deshalb bereits im Haushaltsplan 1971 eine 
Aufstockung seines nach § 19 a des 11. WoBauG zu 
leistenden Forderungsbetrages um 20 v. H. vorgese- 
hen. Er wird darüber hinaus jährlich 250 Mill. DM 
für das Sozialprogramm bereitstellen. Im Interesse 
eines möglichst großen Förderungseffektes wird im 
öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau durch 
schärfere Auswahlkriterien auf verstärkte Bemühun- 
gen der Bauherren um die Rationalisierung des Bau- 
geschehens hingewirkt werden. Dies soll durch eine 
Änderung der Richtlinien für den Einsatz der Bun- 
desmittel erreicht werden. 

Im Regionalprogramm wird ein völlig neuer Weg 
beschritten. Dieses finanziell vom Bund getragene 
Programm sieht eine degressiv gestaffelte Verbilli- 
gung der Miete oder Belastung durch Aufwendungs- 
darlehen vor. Es ist für solche Wohnungsuchende be- 
stimmt, die zwar nicht die hohen Mieten oder Lasten 
freifinanzierter Wohnungen tragen können, wohl 
aber bereit und in der Lage sind, im Laufe der näch- 
sten Jahre zunehmend selbst die Deckung der Wohn- 
kosten zu übernehmen. Der neue Weg der Woh- 
nungsbauförderung berücksichtigt dabei neben dem 
allgemeinen Wirtschaftswachstum durch Produktivi- 
tätssteigerungen auch den individuellen beruflichen 
Aufstieg. 

Im Regionalprogramm ist eine Verbilligung der 
Mieten oder Lasten um feste Beträge vorgesehen. 
Als Ausgangsbasis ist an eine Verbilligung um 
2,70 DM pro qm Wohnfläche gedacht. Die Frage, 
wie weit die Bundesmittel durch Baupreissteigerun- 
gen absorbiert werden, ist bei dieser Art der Förde- 
rung gegenstandslos. Die Art der Förderung — • Ver- 
billigung um feste Beträge — wird die Bauherren im 
übrigen dazu zwingen, von sich aus alle Möglich- 
keiten der Kostensenkung durch Rationalisierung 
auszuschöpfen und auch möglichst günstige Finan- 
zierungsmittel heranzuziehen. 


Frage 5 

In welcher Weise will die Bundesregierung im 
Hinblick auf die Tatsache, daß in diesem Jahr 
die Zahl der fertiggestellten Sozialwohnungen 
stark rückläufig ist, sicherstellen, daß minde- 
stens das Volumen von 150 000 öffentlich ge- 
förderten Wohnungen erreicht wird? 

In den laufenden Fertigstellungsmeldungen im 
Rahmen der Bautätigkeitsstatistik werden die Sozial- 
wohnungen nicht gesondert ausgewiesen. Diese Fer- 
tigstellungsmeldungen geben im übrigen erfahrungs- 


gemäß nur ein unvollständiges Bild der tatsächlichen 
Fertigstellungen. Eine statistische Erfassung des Fer- 
tigstellungsergebnisses wird regelmäßig erst durch 
ergänzende Feststellungen nach Jahresende erreicht. 

Ein Rückgang der Bewilligungen im Jahre 1970, 
der mit Rücksicht auf die stabilitätspolitischen Ziel- 
setzungen vorübergehend hingenommen werden 
muß, wird sich erst im Fertigstellungsergebnis der 
beiden folgenden Jahre niederschlagen. Er dürfte 
allerdings innerhalb des Gesamtergebnisses des 
Wohnungsbaues weitgehend durch die unverkenn- 
bare Zunahme im Eigenheim- und Eigentumswoh- 
nungsbau kompensiert werden. Es kann an der wie- 
derholt geäußerten Erwartung festgehalten werden, 
daß auch im Jahre 1970 insgesamt wieder v500 000 
Wohnungen fertiggestellt werden. 

Frage 6 

Ist die Bundesregierung bereit, Maßnahmen zu 
ergreifen, die geeignet sind, dem Wohnungsbau 
im Rahmen der gesamten Kapazität des Bau- 
marktes die notwendige Priorität einzuräumen? 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist auch 
dem Wohnungsbau am meisten mit einer Konjunk- 
turpolitik gedient, die allgemein zu einem gleich- 
mäßigeren wirtschaftlichen Wachstum führt. Eine 
allgemeine Entspannung der konjunkturellen Lage 
bringt auch dem Baumarkt Entlastung. Erste Anzei- 
chen einer solchen Entlastung gibt die Entwicklung 
der Genehmigungen für Wirtschaftsbauten. Der In- 
dex für die genehmigten Wirtschaftsbauten weist 
seit dem zweiten Vierteljahr einen Rückgang gegen- 
über dem Vorjahr auf. Die im Juli beschlossene Aus- 
setzung der degressiven Abschreibung für Wirt- 
schaftsbauten führt zu einer zusätzlichen Entla- 
stung des Baumarktes. Damit werden wieder Kapa- 
zitäten für den Wohnungsbau frei. Im übrigen wird 
auf die Ausführungen zu Frage 1 Bezug genommen. 

Einen partiellen Baustopp hat die Bundesregie- 
rung angesichts der schlechten Erfahrungen des 
Jahres 1963 nicht in Betracht gezogen. 

Die Bundesregierung vertritt statt dessen die Auf- 
fassung, daß die Bemühungen der Konjunkturpoli- 
tik um ein gleichmäßigeres wirtschaftliches Wachs- 
tum im Bausektor durch verstärkte Bemühungen um 
eine möglichst kontinuierliche Vergabe der Bau- 
aufträge und die dazu erforderliche Koordinierung 
der von der öffentlichen Hand direkt oder indirekt 
beeinflußten Bauvorhaben ergänzt werden müssen. 
Dies ist allerdings bei dem föderativen Aufbau der 
Bundesrepublik eine nicht kurzfristig zu lösende 
Aufgabe. Für ihren eigenen Bereich hat die Bundes- 
regierung bereits entsprechende Vorkehrungen ge- 
troffen. 
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